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öKONOMISCHE ANALYSE VON ANPASSUNGEN DER LAND- UND WASSERWIRTSCHAFT 
ZUR EINHALTUNG DER GEFORDERTEN TRINKWASSERQUALITÄT 

UND IHRE POLITISCH-öKONOMISCHE EINORDNUNG VOR 
DEM HINTERGRUND DER NOVELLIERUNG DES WASSERHAUSHALTSGESETZES 

von 

Hans-Friedrich F I N C Kund Katharina H AAS E, Göttingen 

1. Einleitung 

Bei Vorhandensein von Umweltbelastungen ließe sich ein gesellschaftliches 
Wohlfahrtsmaximum durch Internalisierung der externen Effekte mittels um
weltpolitischer Instrumente herbeiruhren. Ein aus volkswirtschaftlicher 
Sicht optimales Niveau der Umweltbelastungen ist dann erreicht, wenn Grenz
nutzen und Grenzkosten der Schadensreduzierung einander entsprechen 
(SIEBERT, 10). Probleme der Quantifizierung und Bewertung von Umwelt
schäden führen jedoch dazu, daß die Konzeption eines gesamtwirtschaft
lichen Optimums der Umweltnutzung auf die kostenminimale Einhaltung eines 
von der Gesellschaft akzeptierten Umweltstandards reduziert wird. Die 
Kosten der Anpassungsmaßnahmen (Emissionsvermeidung vs. Immissionsbesei
tigung) hat dabei der Verursacher zu tragen (WICKE, 13). Das Vorsorge
prinzip ist hingegen am langfristigen Schutz der Umweltressourcen aus
gerichtet und zielt infolgedessen auf die Emissionsvermeidung. 

Gegenüber einer an wohlfahrtsökonomischen Kriterien orientierten Lösung 
des Problemkomplexes "N03-Ei ntrag ins Grundwasser" deckt di e fakti sche 
politische Prioritätensetzung in der Fünften Novelle des Wasserhaushalts
gesetzes (WHG) nun deutliche Unterschiede auf: Zwar ist die grundlegende 
umweltökonomische Forderung nach Emissionsvermeidung errullt, aber in 
ihrer gewünschten vorsorgenden Konsequenz nicht verwirklicht. Denn außer
halb von Wasserschutzgebieten bleibt die Möglichkeit der Beibehaltung 
einer hohen Düngungsintensität sowie ihrer Niveausteigerung vorerst ze
mentiert. Die Verwirklichung der Emissionsvermeidung wird nicht durch 
ein marktwirtschaftkonformes Instrument verfolgt. Generelle Produktpreis
senkungen und Stickstoffverteuerungen hätten eine flexible Intensitäts
anpassung zur Folge, die zusätzliche Auflagen erübrigen könnten oder in 
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notwßndigen Fällen die starren Bewirtschaftungsge- und -verbote weniger 
umfangreich erforderlich machten. Die Neugestaltung des WHG betrifft ins
besondere die Ausgleichsregelung für die Landwirtschaft, die letztlich 
als eine Subventionierung verhinderter Emissionen zu interpretieren ist. 
Die Anwendung des Verursacherprinzips als umweltpolitischer Handlungs
grundsatz ist durch die gemeinlastige Kostenüberwälzung mißachtet. 

Worin begründet sich nun diese Divergenz von faktischer Politikentscheidung 
und theoretischer Betrachtung? Politisch-ökonomische Theorieansätze (FREY, 
5) haben Erkenntnisse geliefert, daß die den normativen Gedankenketten 
zugrundegelegten Allgemeinwohlinteressen und volkswirtschaftlichen Kosten
rechnungen in der politischen Entscheidungsfindung kaum Berücksichtigung 
finden. Vielmehr werden berührte Partial interessen der beteiligten Ak
teure zur Richtschnur der Willensbildung (SCHEELE, 9 ). 

Im folgenden ist zu überprüfen, ob diese Hypothesen auch in der politi
schen Auseinandersetzung um die Einhaltung des N03-Grenzwertes Geltung 
haben (Kapitel 4). Vorab soll analysiert werden, wie privatwirtschaft
liche Interessen bei alternativen politischen Entscheidungen tangiert 
werden (Kapitel 2 und 3). 

2. ökonomische Analyse von Anpassungen der Wasserwirtschaft zur Einhal
tung der geforderten Trinkwasserqualität 

Mit der Herabsetzung des N03-Höchstwertes im Trinkwasser von 90 auf 50 
mg/l und der steigenden Nitratbelastung im Grundwasser sind für die Trink
wasserversorgungsunternehmen bei anhaltenden Emissionen erhebliche An
passungserfordernisse verbunden. Im Individualfall kann ein Wasserwerk 
hierdurch genötigt sein, aufgrund kostenintensiver Erzeugungsstrukturen 
die Trinkwasserproduktion ganz aufzugeben. Demzufolge hat für die Wasser
wirtschaft ein qualitativ einwandfreies Grundwasser exponierte Bedeutung, 
und das Interesse an einer vorsorglichen Geringstverschmutzung durch an
thropogene Einflüsse ist entsprechend groß. 

Bei de.r Einstellung niedrigerer Nitratkonzentrationen im Wasserwerk sind 
wasserwirtschaftliche Ausweich- und Ferntransportmöglichkeiten sowie was
sertechnische Verfahrensweisen zu unterscheiden (ROHMANN und SONTHEIMER, 
7). Die Kosten einer wassertechnischen Lösung variieren je nach zu re
duzierendem Nitratgehalt sowie je nach Anlagetyp und Fördermenge. Bei 
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einer Ausgangskonzentration von 96 mg N03/l Grundwasser (Bsp. Südolden
burg-Münsterland) betragen diese Kosten bei einer Fördermenge von 300 000 
mJ/ a resp. 5 Mio. mJ/a, entsprechend ihrem Degressionsverlauf 1,12 sowie 
0,30 DM/mJ (eigene Berechnungen nach DRESCHMANN und PöPPINGHAUS, 2). Was
serwirtschaftliche AnpassungsIDÖglichkeiten sind an standortspezifische, 
g~ohydrologische Gegebenheiten gebunden und gemäß der Infrastruktur in 
der Versorgungswirtschaft regional unterschiedlich. Diese Bedingungen 
spiegeln sich in den Kostenkalkulationen für den Raum Südoldenburg-Mün
sterland wider: bei Fremdwasserbezug sind Kosten von 2,08 DM/mJ und der 
Fördermenge von 300 000 mJ/a sowie 0,63 DM/mJ bei 5 Mio. mJ/a anzusetzen. 
Ein Brunnenbau würde bei gleichen Kapazitäten Kosten von 0,26 DM/mJ für 
das kleinere Wasserwerk und 0,47 DM/mJ für das größere auslösen (eigene 
Berechnungen nach DRESCHMANN und PöPPINGHAUS, 2). 

3. ökonomische Analyse von Anpassungen der Landwirtschaft zur Einhaltung 
der geforderten Trinkwasserqualität 

Im Rahmen einer gesamtbetrieblichen Analyse erfolgt eine simultane Be
trachtung der diversen landwirtschaftlichen Anpassungsmöglichkeiten zur 
Verminderung der N03-Belastung des Grundwassers. Die Zielsetzung besteht 
darin, die kostenminimale Anpassung an die geforderte Grundwasserqualität 
darzustellen. Als Zielfunktion wird Gewinnmaximierung unterstellt. 

Im Rahmen der gesamtbetrieblichen Analyse werden für einen Standorttyp 
mit leichten, durchlässigen Böden und hoher Viehdichte (Südoldenburg
Münsterland) die Auswirkungen einer Einhaltung der geforderten Grundwasser
qualität von 50 mg N03/l auf Anbauflächenverhältnis, Intensität, Betriebs
organisation und Einkommen dargestellt. Für die hier vorliegende Frage
stellung sind die Einkommenswirkungen von besonderem Belang, da sie un
mittelbar die Interessen der Landwirte berühren. Die Anpassungen erfolgen 
innerhalb vorgegebener Produktionskapazitäten. 

Die Intensitätsstufen der einzelnen Anbauverfahren wurden auf Grundlage 
der mittels standortspezifischer Daten ökonometrisch geschätzten Produk
tionsfunktionen festgelegt. Zur Linearisierung der Produktionsfunktionen 
mit abnehmenden Grenzerträgen wurde die Düngungsintensität der jeweiligen 
Produktionsverfahren in Abständen von 10 kg N/ha variiert. Neben den Pro
duktionsfunktionen mußte zur Definition der Produktionsverfahren wie auch 
zur Festlegung von Ertragsrelationen auf Versuchsberichte, Schlagkarteien. 
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Literaturangaben und Ergebnisse einer Befragung landwirtschaftlicher Be
rater zurückgegriffen werden. 

Die Aktivitäten der Matrix des Modellbetriebes sind in die Bereiche Pro
duktion und Organisation aufgeteilt; neben den Verfahren der pflanzlichen 
Produktion enthält die Matrix die Viehhaltung mit Futter- und Güllewirt
schaft. In Anlehnung an Sundermeier (11) ist der Gülleanfall , die -lagerung 
und -ausbringung nach 7 Zeitspannen differenziert. Güllezu- und -verkauf -
letzterer in begrenztem Maße - sind in 6 Zeitspannen möglich. Das bestehende 
Güllelager kann erweitert werden. In einzelnen Produktionsverfahren sind die 
Anpassungsmaßnahmen Zwischenfruchtanbau und Einsatz von Nitrifikationshemmern 
mit entsprechenden Auswirkungen auf Ertrag und N03-Auswaschung integriert. 

Zur Darstellung der betrieblichen Konsequenzen einer Einhaltung der gefor
derten Grundwasserqualität ist es notwendig, jedem Produktionsverfahren eine 
N03-Konzentration im Sickerwasser zuzuordnen. Diesem Anspruch steht das wei
testgehende Fehlen funktionaler Zusammenhänge zwischen N-Düngung und N03-
Auswaschung für verschiedene Standorte, Anbaufrüchte oder Fruchtfolgen und 
produktionstechnischen Varianten gegenüber. Aus diesem Grund mußte auf solche 
Literaturdaten (1) zurückgegriffen werden, die für den hier vorliegenden 
Standorttyp mit seinen diversen Produktionsverfahren Angaben zur N03-Aus
waschung zuließen. Angesichts der unbefriedigenden Datengrundlage ist darauf 
hinzuweisen, daß die ökologische Komponente dieses komparativ-statischen Mo
dells mit Unsicherheiten belastet ist, die bei der Interpretation der Ergeb
nisse berücksichtigt werden sollten. Die in den nachfolgenden Tabellen aus
gewiesenen N03-Konzentrationen im Sickerwasser gelten unterhalb der \~urzel
zone, also ohne N03-Abbau im Grundwasserleiter. 

~~~~i~~~~9~~_~i~~~_~i~~~1~~~9_~~~_9~f~~~~~~~~_§~~~~~~~~~~g~~li~~~_~~f 

~~~~i~e~~r9~~i~~!iQ~_~~Q_~i~~Qmm~~ 
(Standorttyp "leichte, durchlässige Böden" - Südoldenburg-Münsterland) 

Gegenüber der Ausgangssituation, die in Tabelle 1 dargestellt ist, erfolgt 
bei Einhaltung einer N03-Konzentration im Sickerwasser von 75 mg/l 

- und einem damit unterstellten N03-Abbau im Grundwasserleiter von 33 vH 
- eine Ausdehnung des Wintergerste- und Maisanbaus zu Lasten von Winter-

Einen überblick über die in der Literatur vorhandenen Auswaschungsda
ten geben WALTHER et al. (12). 
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Tabelle 1: Auswirkungen einer Einhaltung der geforderten Grundwasser

qualität auf Einkommen, Betriebsorganisation und Intensität 
der Produktionsverfahren (Standorttyp leichte, durchlässige 

Böden - Südoldenburg-Münsterland) 

Ausgangs-
Geforderte N03-Kon-
zentration im Sicker-

situation wasser 

75 mg/l 50 mg/l 

Gesamtdeckungsbeitrag (DM/Betrieb) 
absolut 143477 139925 126818 
relativ 100,0 97,5 88,4 

Gewinn (DM/Fam. -AK) 
absolut 36151 33783 25045 
relativ 100,0 93,5 69,3 

Anbauflächenverhältnis (vH d. AF) 
Wintergerste 33 38 38 
Sommergerste - - 19 
Hafer - - 38 
Winterraps 18 6 -
Ackerbohnen - - -
Körnermais 23 30 -
CCM 26 26 5 

Durchschnittl. N-Auf'fland 
aus Handelsdünger (kg N/ha) 68,9 65,8 77 ,3 
Grenzverwertung Gülle (DM/m3 ) 

-FB 6,67 8,32 1,46 
-HH 4,00 3,23 -2,48 
-FG 4,00 3,23 -2,64 
-SG 4,00 3,23 -2,64 
-HE 0,86 -2,53 -16,93 
-SH -2,00 -2,53 -16,93 
-WI -2,00 -2,36 -8,21 

Grenzverwertung Produk-
tionskapazitäten 

-Acker ( DM/ha) 1588 1495 1325 
-Grünland (DM/ha) 400 499 847 
-Stallplatz Schwein (DM) 93 91 67 
-Stallplatz Rind (DM) 556 521 291 

- Güllelager (DM/m3 ) 7,20 9,36 16,90 
N03-Konzentration im 
Sickerwasser (mg N03/l) 96,5 75 50 
Schattenprei s der N03- (DM/mg u.ha) - 4,16 13,52 
Auswa schung 
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raps. ~ährend beim Anbau von CCM die Gülledüngung in stärkerem Maße auf 
das Frühjahr verlagert wird, ergibt sich beim Körnermaisanbau eine Aus
dehnung des Verfahrens mit mineralischer N-Düngung. Das Grünland wird 
bei Ausschöpfung der zur Verfügung stehenden Fläche extensiver bewirt
schaftet. 

Die besondere Bedeutung der Frühjahrsausbringung von Gülle für die Ver
minderung der N03-Belastung kommt in der gestiegenen Grenzverwertung der 
Gülle in der Zeitspanne FB zum Ausdruck, während diese in allen anderen 
Zeitspannen sinkt. Damit verbunden ist eine verbesserte Wirtschaftlich
keit der Lagererweiterung. Der Gülleverkauf wird mit einer Ausschöpfung 
der möglichen Verkaufsmengen von 63 vH (850 ~) stark ausgedehnt. Der 
Gesamtdeckungsbeitrag sinkt auf 97,5 vH der Ausgangssituation, das Ein
kommen vermindert sich um 6,5 vH auf 33.873 DM/FAK. 

Bei einer geforderten N03-Konzentration im Sickerwasser von 50 mg/l 
(N03-Abbau 0 vH) wird der Anbau von Winterraps und Körnermais eingestellt, 
der Anbau von CCM auf 5 vH der AF reduziert (Tabelle 1). In die Frucht
folge gelangen Sommergerste - in Kombination mit Zwischenfruchtanbau -
und Hafer. Auf dem Grünland ergibt sich ein breites Spektrum der Intensi
täten von 60 bi s 250 kg N/ha. Di e Grenzverwertung. der Güll e 1i egt zwi
schen 1.46 DM/~ (FB) und -16.93 DM/m3 (HE,SH) und damit in allen Zeit
spannen unterhalb der Verkaufspreise, so daß das Gülleverkaufspotential 
vollständig ausgeschöpft wird. 

Der Anbau düngungsextensiver Sommerfrüchte - auf der Basis mineralischer 
Düngung -, der weitestgehende Verzicht auf Maisanbau, die Verlagerung 
der Gülledüngung ins Frühjahr sowie die Ausschöpfung der Gülleverkaufs
möglichkeiten sind die wichtigsten Anpassungsmöglichkeiten des Betriebes 
zur Einhaltung einer N03-Konzentration im Sickerwasser von 50 mg/l, die 
mit einer Reduzierung des Einkommens auf 69,3 vH der Ausgangssituation 
verbunden ist. 

4. Eine politisch-ökonomische Einordnung der landwirtschaftlichen und 
wasserwirtschaftlichen Interessen vor dem Hintergrund der Novellierung 
des WHG 

Politisch-ökonomische Konzeptionen haben durch eine ökonomische Analyse 
der Wechselbeziehungen zwischen wirtschaftlichem und politischem Bereich 
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Hypothesen zu r Erk1ä rung von wi rtschafts po 1 i ti schen Entschei dungen ent
wickelt. Dieses Theoriegerüst liefert auch plausible Argumente für die 
letztendliche Wahl des politischen Instrumentariums zur Einhaltung des 
N03-Grenzwertes im Trinkwasser, was mit 10 Thesen belegt werden soll, 
die die politisch-ökonomischen Merkmale des WillenSbildungsprozesses zur 
Nove11ierung des WHG kausal ordnen: 

1. Mit der unbefriedigenden wasserrechtlichen Situation in bezug auf 
eine wirksame Vermeidung der Nitratbelastung des Grundwassers lag das 
Interesse der Wasserwerke gemäß den ökonomischen Konsequenzen einer 
status quo ante Politik (siehe Kapitel 2) in einer stringenteren Ge
wässerschutzpolitik. Das ohnehin zur Diskussion gestellte WHG bot der 
Wasserwirtschaft Anlaß, hier Nove11ierungsvorsch1äge zu initiieren. 

2. Unter der Maxime der Nutzenmaximierung lagen die Interessen der Land
wirtschaft in der Vermeidung umweltpolitisch bedingter Einkommensver
luste, wie sie in Kapitel 3 spezifiziert sind, und in der Erwirkung zu
sätzlicher Nutzenstiftung aus grundwasserschutzorientierten Politikalter
nativen. 

3. Die hierauf abgezie1te Lobby-Tätigkeit (Abwehrung von Interessenein
bußen, "rent-seeking") des landwirtschaftlichen Berufsstandes war in 
ihrer defensiven und offensiven Ausprägung wechselhaft. Die relative 
Wichtigkeit des Ergebnisses als Präzedenzfall im Rahmen der Kontroverse 
"Landwirtschaft und U~e1t" hat wohl dazu beigetragen, daß die Spann
weite dieses Taktierens vor allem bei der Frage nach der Kausalität von 
Stickstoffdüngung und N03-Anreicherung im Grundwasser beträchtlich war. 
Inhaltlich nicht immer widerspruchsfrei, aber darum nicht weniger zweck
bestimmt, wechselte eine Art Abweisungstaktik mit einer Ab1enkungs- oder 
Beschwichtigungstaktik und immer wieder mit der Aufrechnungstaktik, die 
auf die Landwirtschaft als Betroffene und Verursacher von U~e1tver
schmutzungen abhob (SCHNIEDERS, 8). 

4. Diese LObbystrategie zu durchbrechen und aufklärerisch zu wirken 
entsprach wiederum dem Interesse der Wasserversorgungsunternehmen. Trotz 
der zweigleisigen Interessenidentität ökonomischer und ökologischer Pro
venienz suchten die Wasserwerke hier nicht die öffentliche Allianz mit 
den Trinkwasserverbrauchern oder Umweltschutzverbänden: die Gefahr der 
unkontrollierten Reaktionen hätte die eigene qualitative Versorgungs-
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sicherheit nur allzuleicht ins Zwielicht geraten lassen. So nahm die 
Wasserwirtschaft den Weg über die administerielle Einflußnahme: korres
pondierte doch ihr Anliegen gleichzeitig mit den ureigensten Kompetenz
und Machtinteressen der Verwaltungsorgane (EWRINGMANN, 3). 

5. Von der Wasserwirtschaft zwar begrüßt, aber in der politischen Dis
kussion gleichsam ausgeklammert, blieben produktpreispolitische Lö
sungen. Eine weitgehende apriori übereinstimmung von Agrar- und Politik
interessen verhinderte, das bisher unantastbare Vehikel einkommenspoli
tischer Zielsetzung der Umwelt zuliebe überhaupt zur Disposition zu 
stellen. Ähnliches läßt sich auch für die praktische Tabuisierung des 
Vorschlages der Stickstoffbesteuerung schlußfolgern. Im Gleichzug mit 
der grundsätzlichen Ablehnung dieser Instrumente boten die Landwirte 
ein Handeln über Bewirtschaftungsauflagen in Wasserschutzgebieten an 
(MEYER ZU ERBE, 6). 

6. Die Position für das Aushandeln von Belohnungen bei umweltfreundlichem 
Düngeverhalten war bereits begünstigt durch die Neigung der Bürokratie, 
interministerielle und insbesondere intraministerielle Konflikte zwischen 
"Agrarressort" und "Wasserressort" auf Bundes- und Landesebene zu ver
meiden. 

7. Wasserwirtschaft und Verbraucher konnten hier nicht zu einer frucht
baren und korrigierenden "countervailing power" ausreifen. Das politische 

Potential ihrer grundsätzlichen Interessenhomogenität wurde von der ge
nerellen "Strukturschwäche" der Allgemeininteressen in Mitleidenschaft 
gezogen und seitens der Wasserwirtschaft nicht aktiviert. Außerdem konnten 
die breit gestreuten Belange der Wasserversorgung selbst nur wenig Gewähr 
für einen interessenpolitischen Wettbewerb übernehmen. Denn: nicht alle 
Wasserwerke sind von gleich hohen Nitratgehalten betroffen, einzelne Un
ternehmen haben unterschiedliche Ausweichmöglichkeiten der Rohwasserge
winnung resp. des Fremdbezuges; kleine und große Wasserwerke können tech
nische Aufbereitungsanlagen unterschiedlich rentabel nutzen; das kommunal
politische Interesse an der Aufrechterhaltung einer eigenständigen Wasser
versorgung genießt abweichende Priorität; Unternehmen mit bereits getä
tigten Anpassungsmaßnahmen verkehren das Bestreben nach einer verursacher
gesteuerten Verringerung des ND3-Gehaltes möglicherweise um in ein Stre
ben nach der Ausdehnung der Versorgungsposition. 
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8. Damit sei jedoch nicht in Zweifel gebracht, daß die Wasserwirtschaft 

geschlossen hinter der Forderung nach Emissionsvermeidung und Verwirkli

chung des Verursacherprinzips stand. Dennoch diskriminierte das funda

mentale Interesse an standortspezifischen Lösungen alle flächendeckenden 

und undifferenziert greifenden Instrumente gegenüber Auflagenbestimmungen. 
Der Verzicht auf eine Internalisierung der Vermeidungskosten bei den Land

wirten konnte mit dem "Trostpflaster" des eigenen Vorteils aus wirksamerem 
Gewässerschutz überdeckt werden, zumal sich die Wasserwerksbetreiber von 
den landesgesetzlichen Regelungen keine finanzielle Benachteiligung er

hoffen. 

9. Insbesondere in diesem Streitpunkt hat die Landwirtschaft kraft ihrer 
Organisations- und Konfliktstärke Ansätze wohlfahrtsgerichteter Korrek~ 
tiveinflüsse zunichte machen können: Die Neufassung des WHG sieht einen 
von den Landwirten einklagbaren Anspruch auf Nachteilsausgleich bei 
Nutzungsbeschränkungen im Zuge von Wasserschutzgebietsausweisungen vor 
(BUNDESTAGSDRUCKSACHE, 1). Auflagenbetroffenen Landwirten werden damit 

gegenüber der bi sherigen Gesetzgebung zusätzl iche "property ri ghts", 

d.h. ein Ausgleichsanspruch auch für bisher sozialpflichtige Eingriffe 

ei ngeräumt. 

10. Der Willensbildungsprozeß zur Fünften Novelle des WHG fügt sich in 
seiner Interpretation als klassisches Ergebnis politisch-ökonomischer 
Theorieelemente zusammen, wobei auch die Regierung mit dem einstweiligen 
Verzicht auf regional übergreifende Grundwasservorsorge sowie der Aus

schöpfung der "Konfl i ktmi nimierungsfunkti on" gemei nl astiger Kos tenabwäl
zung und mit der überlassung der Auseinandersetzungen um die tatsächliche 

Höhe der Ausgleichsbeträge in den Zuständigkeitsbereich der Länder ihrem 
hier typischen Reaktionsbild (FREY, 4) entspricht. 
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